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Beschlüsse zum Ausweismodell, Portfoliodefini-
tion und Folgebewertung der CSM sowie Bera-
tungen zu überschussberechtigten Verträgen
Mit der Sitzung des IASB am 25. April wurde das Aus-
weismodell des ED 2013 in der Gewinn- und Verlust-
rechnung mit der zentralen Ertragsgröße „Umsatz aus 
Versicherungsverträgen“ und den gegenüberzustellen-
den Aufwendungen für Schäden und Kosten sowie dem 
Ausschluss von Einlagenkomponenten erneut bestätigt. 
Ebenfalls bestätigt wurden damit im Zusammenhang 
stehende umfangreiche Anhangangabepflichten, wohin-
gegen der Ausweis von Prämiengrößen in der Gewinn- 
und Verlustrechnung, die sich nicht im Einklang mit 
den Regelungen zur Umsatzrealisierung nach IFRS 15 
befinden, ausdrücklich ausgeschlossen wurde.

Auf den Sitzungen am 21. Mai und 17. Juni wurden die 
Sachverhalte abgehandelt, die zwar nicht Gegenstand 
der Kommentierung des Reexposure Draft im Jahr 2013 
waren, jedoch trotzdem vom Board als diskussionswür-
dig erachtet wurden. Dazu zählen das Auflösungsmus-

ter der CSM im Rahmen der Folgebewertung von nicht 
überschussberechtigten Verträgen, die Anwendung von 
IFRS 15 auf Dienstleistungsverträge mit festem Entgelt, 
die in den Anwendungsbereich des Standards für Versi-
cherungsverträge fallen, die Definition von signifikantem 
Versicherungsrisiko im Hinblick auf den Anwendungsbe-
reich des Standards für Versicherungsverträge und die 
Behandlung von im Rahmen von Bestandsübertragun-
gen oder Fusionen erworbenen Versicherungsverträgen. 

Daneben waren die Ableitung der Zinsstrukturkurve bei 
Fehlen hinreichend objektivierter Daten, die asymmetri-
sche Behandlung von Gewinnen bei passiven Rückver-
sicherungsverträgen sowie die Portfoliodefinition und 
das bei der Folgebewertung der CSM anzuwendende 
Aggregationsniveau Gegenstand der Beratungen. In der 
folgenden Sitzung am 22. Juli 2014 wurde außerdem 
beschlossen, dass die Zinszuführung zur CSM und die 
Verrechnung der Schätzungsänderungen von Cash- 
flows hinsichtlich der zukünftigen Deckung weiterhin mit 
dem Zinssatz bei Erstbewertung der Verträge („Locked 
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in“-Zinssatz) zu erfolgen hat. Außerdem wurden die 
Anforderungen nach IAS 8 an einen Wechsel der Rech-
nungslegungsmethoden im Kontext der Erfassung von 
Zinsänderungen auf der Passivseite bestätigt.

Daneben fanden Beratungen ohne Beschlüsse im 
Rahmen der überschussberechtigten Verträge zu den 
Themen Verrechnung der CSM auch für den auf das 
Versicherungsunternehmen entfallenden Anteil und die 
Ermittlung der Zinsaufwendungen im Ausweismodell 
statt. Dabei wurden vor allem zwei Modelle diskutiert. 
Zur Ermittlung der Zinsaufwendungen in der Gewinn- 
und Verlustrechnung und damit des im Eigenkapital 
verbleibenden Betrags wurden der „Industrieansatz“ 
und die „Effektivzinsmethode für variabel verzinsliche 
Anleihen“ diskutiert.

Die Beschlüsse im Einzelnen:

Ausweismodell
Hauptargument des IASB für die Beibehaltung des 
bereits im ED 2013 spezifizierten Ausweises in der 
Gewinn- und Verlustrechnung war aus Sicht des Stan-
dardsetters das Argument der Vergleichbarkeit der 
Umsatzgrößen sowohl zwischen unterschiedlichen 
Typen von Versicherungsverträgen als auch zwischen 
Versicherungsverträgen und anderen Dienstleistungs-
verträgen. Diese Vergleichbarkeit resultiert aus der 
analogen Anwendung der Regelungen zur Umsatzrea-
lisierung im Rahmen des IFRS 15. Danach bemisst sich 
der Umsatz im Einklang mit der erbrachten Leistung, das 
heißt nach der damit einhergehenden Reduzierung der 
Leistungsverpflichtung.

Folgerichtig ergibt sich der „Umsatz aus Versicherungs-
verträgen“ aus der Reduktion der versicherungstechni-
schen Verpflichtung um die erwarteten Zahlungen der 
aktuellen Periode, der Allokation der Abschlusskosten 
sowie der Auflösung der Margen. Der davon abwei-
chende Ausweis von Prämiengrößen wie der gebuchten 
und verdienten Beiträge in handelsrechtlichen Abschlüs-
sen wurde ausdrücklich ausgeschlossen. Darüber hinaus 
sind Einlagenkomponenten nach der Intention des 
Standardsetters zu separieren, sodass ein Ausweis in der 
Gewinn- und Verlustrechnung unterbleibt. Diese Ent-
scheidung erfolgte trotz der von den Kommentierenden 
befürchteten hohen Kosten der Separierung mit dem 
Hinweis auf die Behandlung von Einlagen bei anderen 
Finanzinstitutionen.

Um die im Zuge der Kommentierung kritisierten Infor-
mationsdefizite der Größe „Umsatzerlöse aus Versiche-
rungsverträgen“ hinsichtlich des Geschäftsvolumens 
zu reduzieren, wurde die – auch von Deloitte unter-
stützte – Anhangangabepflicht für Auswirkungen des 
Neugeschäfts auf die einzelnen Komponenten der ver-
sicherungstechnischen Verpflichtung bestätigt. Darüber 
hinaus ist im Zusammenhang mit Informationen über 
Volumengrößen eine Überleitung der Beitragseinnah-
men auf die aus Versicherungsverträgen resultierende 
Umsatzgröße vorzunehmen. Durch die Überleitung 
vom Jahresanfangs- auf den -endbestand der einzelnen 
Komponenten der versicherungstechnischen Verpflich-
tungen sollen u.a. die Effekte der Verrechnung von 
Schätzungsänderungen mit der CSM im Anhang offen-
gelegt werden. Außerdem müssen die Komponenten 
des „Umsatzes aus Versicherungsverträgen“ im Anhang 
dargestellt werden.

Entscheidungen über nicht zu kommentierende 
Sachverhalte
Nach den Regelungen des ED 2013 erfolgt die Auflö-
sung der CSM im Rahmen der Folgebewertung analog 
zum Erbringen der Leistung. In der Sitzung am 21. Mai 
wurde beschlossen, dass das Erbringen von Leistungen 
bei nicht überschussberechtigten Verträgen durch die 
Gewährung von Versicherungsschutz erfolgt, sodass 
folgerichtig die CSM entsprechend dem Zeitablauf unter 
Berücksichtigung der Vertragsanzahl und des verblei-
benden Werts aufgelöst werden soll. Im Gegensatz dazu 
wurde eine Auflösung nach Schadenzahlungen bei über 
die Vertragslaufzeit ungleichmäßig verteilter erwarteter 
Schadenzahlungen abgelehnt.

Für Dienstleistungsverträge mit festem Entgelt, die in 
den Anwendungsbereich des IFRS Versicherungsver-
träge fallen, wurde trotz Bedenken einiger Boardmitglie-
der hinsichtlich der Vergleichbarkeit ein Wahlrecht ein-
geräumt, IFRS 15 anzuwenden. Um der Definition eines 
Versicherungsvertrags im Sinne des IFRS 4 zu genügen, 
muss u.a. ein signifikanter Transfer von Versicherungs-
risiko vorliegen. Mit dem ED 2013 wurden die Erläute-
rungen dahingehend ergänzt, dass einem signifikanten 
Risikotransfer zumindest ein Szenario mit einem Verlust 
auf Barwertbasis zugrunde liegen muss. Dies wurde vom 
Standardsetter nochmals bestätigt.

Für im Rahmen von Bestandsübertragungen und 
Fusionen erworbene Versicherungsverträge wurde fest-
gelegt, dass diese so zu behandeln sind, als ob diese am 
Tag der Bestandsübertragung oder Fusion gezeichnet 
wurden. Dies hat vor allem Auswirkungen auf die Ermitt-
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lung und Auflösung der CSM. In diesem Zusammenhang 
wurde geklärt, dass bei gewinnträchtigen retrospektiven 
Verträgen (z.B. „loss portfolio transfer“), die im Rahmen 
von Bestandübertragungen oder Fusionen erworben 
wurden, die CSM über die Abwicklungsdauer verteilt 
wird, obwohl die Deckungsperiode bereits abgelaufen 
ist. Der sofortige Ansatz eines Gewinns unterbleibt.

Im Rahmen des ED 2013 wurde im Erläuterungsteil 
darauf hingewiesen, dass Schätztechniken u.a. für den 
Teil der Zinsstrukturkurve Anwendung finden, dessen 
Laufzeitsegmente nicht ausreichend besetzt sind. In der 
Sitzung am 17. Juni wurde konkretisiert, dass weitere 
Erläuterungen dafür Sorge tragen sollen, dass bei der 
Ableitung des nicht besetzten Teils der Zinsstrukturkurve 
angemessene Anpassungen an Marktzinssätze vorge-
nommen werden, um die Charakteristika der versiche-
rungstechnischen Zahlungsströme widerzuspiegeln. Bei 
der Entwicklung nicht beobachtbarer Inputs sollten die 
besten verfügbaren Informationen Verwendung finden, 
die noch konsistent mit Marktdaten und der Art und 
Weise sind, wie Marktteilnehmer diese Inputs bewerten.

Ein weiterer Sachverhalt, der insbesondere von Rückver-
sicherungsunternehmen kritisiert wurde, ist die Behand-
lung passiver Rückversicherungsverträge im Rahmen des 
ED 2013. Entsprechend der Logik von Nr. 41 ED 2013/7 
kann zumindest für prospektiven Rückversicherungs-
schutz sowohl bei der Erst- als auch der Folgebewertung 
eine aktivische oder eine passivische CSM entstehen. Im 
Rahmen der Folgebewertung ergibt sich verglichen mit 
dem zugrunde liegenden Erstversicherungsportfolio eine 
asymmetrische Behandlung, da bei diesem nachteilige 
Schätzungsänderungen bezüglich zukünftiger Deckung/
Services, die über die (passivische) CSM hinausgehen, als 
Aufwand erfasst werden. Deshalb hat der Standardsetter 
beschlossen, dass Schätzungsänderungen hinsichtlich 
der Cashflows von passiven Rückversicherungsverträgen 
analog zur erfolgswirksamen Behandlung von Schät-
zungsänderungen der zugrunde liegenden Erstversiche-
rungsverträge behandelt werden.

Des Weiteren wurde klargestellt, dass die Bewertungs-
prinzipien des Standards für Versicherungsverträge 
grundsätzlich für einen einzelnen Versicherungsvertrag 
gelten, dass es aber weiterhin erlaubt ist, Versicherungs-
verträge in einem Portfolio zu aggregieren. Dabei wurde 
die Definition eines Portfolios abermals geändert. Zwar 
wurden die ein Portfolio konstituierenden Vorausset-
zungen, nämlich das Vorhandensein ähnlicher Risiken 
und die gemeinsame Verwaltung in einem Pool, beibe-
halten. Jedoch wurde die Prämisse „ähnliches Pricing“ 

gestrichen und durch das Verbot, gewinn- und verlust-
trächtige Verträge im Zeitpunkt der Erstbewertung zu 
mischen, konkretisiert.

Ob dies einen entsprechenden „onerous contracts test“ 
auf Einzelvertragsebene zur Folge hat, ist noch nicht 
abschließend geklärt. Für die Folgebewertung der CSM 
wurden den Anwendern illustrierende Beispiele mit ähn-
lichen Auflösungsmustern und absoluten Beträgen sowie 
ähnlichem Datum der Erstbewertung und Deckungspe-
riode an die Hand gegeben. Eine konsequente Anwen-
dung der genannten Kriterien hätte auf jeden Fall ein 
deutlich geringeres Aggregationsniveau und damit eine 
größere Gliederungstiefe zur Folge.

Zinszuführung zur CSM und die Ermittlung der 
mit der CSM zu verrechnenden Schätzungsände-
rungen der Cashflows
Gegenstand der Entscheidung war die Frage, ob die 
Zinszuführung zur CSM und die Ermittlung der mit der 
CSM zu verrechnenden Schätzungsänderungen von 
Cashflows hinsichtlich prospektiver Deckungen bei nicht 
überschussberechtigten Verträgen auf Basis von aktuel-
len Zinssätzen oder – wie im Rahmen des ED 2013 – der 
Zinssätze im Zeitpunkt der Erstbewertung des Vertrages 
(„Locked in“-Zinssatz) erfolgen sollte. Hintergrund der 
erneuten Diskussion des Sachverhalts war die zwischen-
zeitliche Einführung des Wahlrechts, Zinsschwankun-
gen auf der Passivseite entweder erfolgswirksam in der 
Gewinn- oder Verlustrechnung oder erfolgsneutral im 
Eigenkapital zu erfassen.

Sofern ein Unternehmen sich vollständig für eine 
erfolgswirksame Erfassung von Zinsschwankungen auf 
der Passivseite entscheiden würde, wären eine Zinszu-
führung zur CSM und eine entsprechende Ermittlung 
der mit der CSM zu verrechnenden Cashflows auf Basis 
aktueller Zinssätze konsistent mit der Berechnung der 
anderen Komponenten der versicherungstechnischen 
Verpflichtung. Außerdem würden dem Unternehmen die 
zusätzlichen Kosten des Vorhaltens der „Locked in“-Zins-
sätze erspart. Im Gegensatz dazu vertrat die Mehrheit 
des Standardsetters die Auffassung, dass dies je nach 
Verwendung des Diskontierungszinssatzes zu einem 
unterschiedlichen Umfang der in den Folgeperioden 
aufzulösenden CSM führen würde. Dementsprechend 
würde die strikte Trennung zwischen versicherungstech-
nischem Ergebnis („underwriting margin“) und Kapital-
anlageergebnis aufgehoben werden. Folgerichtig wurde 
die Beibehaltung des „Locked in“-Zinssatzes für Zinszu-
führungen zur CSM und bei der Ermittlung der mit der 
CSM zu verrechnenden Beträge beschlossen.
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Anforderungen an einen Wechsel der Rechnungs-
legungsmethode im Rahmen der Erfassung von 
Zinsänderungen auf der Passivseite
Grundsätzlich gilt nach IAS 8 das Stetigkeitsprinzip für 
Rechnungslegungsmethoden. Nach IAS 8 Nr. 14 (b) 
kann der Wechsel einer Rechnungslegungsmethode 
dann vorgenommen werden, wenn dies zu zuverlässi-
gen und relevanteren Informationen führt. Bei einem 
Wechsel der Rechnungslegungsmethoden erfolgt grund-
sätzlich eine retrospektive Anpassung im Eigenkapital 
und es werden die Anhangangabepflichten nach IAS 8 
Nr. 29 ausgelöst. Im Rahmen eines denkbaren Wechsels 
zwischen erfolgswirksamer und erfolgsneutraler Erfas-
sung von Zinsschwankungen im Eigenkapital wurde 
diskutiert, ob die Anforderungen des IAS 8 ausreichend 
sind, um einen willkürlichen Wechsel der Bewertungs-
methoden zu verhindern.

Des Weiteren wurde moniert, dass Änderungen im 
Geschäftsmodell beim IFRS 9 nur prospektiv anzuwen-
den wären, sodass die Gefahr des Auftretens eines 
weiteren „accounting mismatch“ bestünde. Dabei wurde 
vom Stab gerade die Kombination aus der Pflicht, einen 
Wechsel der Rechnungslegungsmethoden zu begrün-
den, sowie den anfallenden Kosten der retrospektiven 
Anwendung im Eigenkapital und den damit korrespon-
dierenden Anhangangabepflichten identifiziert, um eine 
disziplinierende Wirkung hinsichtlich der Ausübung des 
Wahlrechts zu entfalten. Dieser Sichtweise schloss sich 
die Mehrheit der Mitglieder des IASB an.

Ausblick
Für die Problematik der überschussberechtigten Verträge 
wird nach den umfangreichen Vorberatungen vor der 
Sommerpause in den Sitzungen im September und 
Oktober eine Entscheidung über den anzuwendenden 
Ansatz erwartet. Die danach verbleibenden Themen, 
insbesondere „Übergangsvorschriften“ und „Datum der 
verpflichtenden Erstanwendung“ sowie einige kleinere 
Themen zum „OCI“ und zum „vereinfachten Ansatz“, 
sollten in 2014 abgearbeitet werden, sodass es weiter-
hin als realistisch erscheint, dass der finale Standard im 
ersten Halbjahr 2015 publiziert wird. Sofern dieser ambi-
tionierte Zeitplan eingehalten werden kann, bleibt der 
1. Januar 2018 in Analogie zum IFRS 9 das wahrschein-
lichste Datum der verpflichtenden Erstanwendung.
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